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(Nr. 13671.) eng über den äußeren Schuß der Sonn⸗ und Feiertage. Vom 23. November 
1931. 


Auf Grund der SS 14, 25 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. 
S. 77) wird für den Umfang des preußiſchen Staatsgebiets folgendes verordnet: 


SL 
Die Sonntage ſowie die Feiertage, die allgemein oder in einzelnen Landesteilen ftaatlich an- 
erkannt ſind, bleiben nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen geſchützt. 


8 2. 
(1) An den Sonn- und Feiertagen. find alle öffentlich bemerkbaren ſowie alle geräuſchvollen 
Arbeiten verboten, ſofern ihre Ausführung nicht nach Reichsrecht beſonders zugelaſſen iſt. 
2) Ferner ſind an den bezeichneten Tagen verboten: 
a) Treib- und Lappjagden, an denen mehr als vier Schützen oder ſechs Treiber beteiligt find 
oder bei denen Getreidefelder abgeklingelt werden; 
b) Hetzjagden, bei denen zu Pferde oder mit Bracken oder Hetzhunden gejagt wird. 


83. 

Das Verbot des § 2 Abſ. 1 findet keine Anwendung: 

a) auf die öffentlichen und privaten Unternehmungen des Perſonenverkehrs und der 
Beförderung von Reiſegepäck, ferner auf den Gewerbebetrieb von Dienſtmännern, 
Fremdenführern und Bootsverleihern; 

b) auf unaufſchiebbare Arbeiten, die zur Befriedigung häuslicher oder landwirtſchaftlicher 
Bedürfniſſe, zur Abwendung eines erheblichen Schadens an Geſundheit oder Eigentum, 
im Intereſſe öffentlicher Einrichtungen oder Anſtalten oder zur Verhütung eines Not⸗ 
ſtandes erforderlich ſind; 

e) auf Arbeiten, die in landwirtſchaftlichen Kleinbetrieben, in Hausgärten oder dieſen gleich- 
zuachtenden kleineren Gärten von den Beſitzern ſelbſt oder von ihren Angehörigen ver— 
richtet werden, es ſei denn, daß hierdurch eine unmittelbare Störung des Gottesdienſtes 
eintritt. 

SA. 

(1) Verboten find an Sonn- und Feiertagen während der Hauptzeit des Gottesdienſtes: 

a) öffentliche Verſammlungen, Auf- und Umzüge ſowie ſportliche und turneriſche Ter. 
anſtaltungen, ſoweit hierdurch der Gottesdienſt unmittelbar geſtört wird; 

b) alle der Unterhaltung dienenden öffentlichen Veranſtaltungen, es ſei denn, daß es ſich 
um ſolche handelt, bei denen ein höheres Intereſſe der Kunſt, Wiſſenſchaft oder Volks⸗ 
bildung obwaltet; e 
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e) außer den im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Jagden auch ſonſtige Treib-, Lapp⸗ und Hezfagden; 
die ſtille Jagd nur, ſofern dadurch der Gottesdienſt unmittelbar geſtört wird. 


2) Unter der Hauptzeit des Gottesdienſtes im Sinne dieſer Polizeiverordnung wird die Zeit 
von 9 bis 11½ Uhr verſtanden. 


8 5. 

(1) Am Karfreitag find verboten: 

a) Rennen, ſportliche und turneriſche Veranſtaltungen gewerblicher Art und ähnliche Dar— 
bietungen ſowie ſportliche und turneriſche Veranſtaltungen nicht gewerblicher Art, ſofern 
fie mit Um⸗ oder Aufzügen, mit Unterhaltungsmuſik oder Feſtoeranſtaltungen ver⸗ 
bunden ſind; , 

b) in allen Räumen mit Schankbetriel muſikaliſche e jeder Art; 


e) alle anderen der Unterhaltung dienenden öffentlichen Veranſtaltungen, ſoweit fie nicht 
nach Abſ. 2 zugelaſſen ſind. 


(2) Zugelaſſen ſind: 

a) Theater- und Muſikaufführungen religiöſer oder weihevoller Art; 

b) Lichtſpielvorführungen, die wegen ihres religiöſen oder weihevollen Charakters als zur 
Aufführung am Karfreitag geeignet anerkannt ſind. Die Anerkennung erfolgt durch eine 
von der oberſten Landesbehörde zu beſtimmende Stellv. Zu dieſen Lichtſpielvorführungen 
iſt auch ernſte Muſikbegleitung zugelaſſen; 

e) Vorträge, bei denen ein hüheres Intereſſe der Kunſt, Wiſſenſchaft oder Volksbildung 
obwaltet; 

d) im Rundfunk: Darbietungen religiöſer oder weihevoller Art, Vorträge der zu e be— 
zeichneten Art und Übectragung von politiſchen Tages- und Lokalnachrichten. 

(3) Während der Hauptzeit des Gottesdienſtes find auch alle nach Abſ. 1 a und Abſ. 2a bis e 

zuläſſigen Veranſtaltungen verboten. 


SG 
(1) Am Buß- und Bettag, am Totenſonntag und am Vorabend des Weihnachtsfeſtes find alle 
der Unterhaltung dienenden öffentlichen Veranſtaltungen verboten, ſofern bei ihnen nicht der ernſte 
Charakter gewahrt iſt. 
(2) Am Donnerstag und am Sonnabend der Karwoche find alle öffentlichen Tanzluſtbarkeiten 
verboten. 


§ 7. 

Unberührt bleiben vorläufig die Beſtimmungen, nach denen in einzelnen Landesteilen am 
Karfreitag in Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung und am Fronleichnamstag und 
am Allerheiligentag in Gemeinden mit überwiegend evangeliſcher Bevölkerung die Werktagstätigkeit 
erlaubt iſt, ſoweit es ſich nicht um öffentlich bemerkbare oder geräuſchvolle Arbeiten in der Nähe 
der dem Gottesdienſte gewidmeten Gebäude handelt. 


§ 8. 
Als Orte mit überwiegend evangeliſcher oder katholiſcher Bevölkerung gelten die Gemeinden, 
in denen nach der letzten Volkszählung die evangeliſche oder katholiſche 7 mehr als zwei 
Drittel der geſamten Einwohnerzalil beider Bekenntniſſe ausmacht. 


§ 9. 
Bei Vorliegen eines beſonde rs dringenden Bedürfniſſes können im Einzelfall Ausnahmen 
von den in SS 2, 4 bis 6 vorgeſehenen Verboten und Beſchränkungen durch die Landespolizei— 
behörden zugelaſſen werden. 
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8 10. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 15. Dezember 1931 in Kraft. Mit dem gleichen Zeit— 
punkte treten ſämtliche bisher erlaſſenen Polizeiverordnungen über die äußere Heilighaltung der 
Sonn- und Feiertage außer Kraft. 


Berlin, den 23. November 1931. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern: 
Severing. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Miniſter 
($ 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 77 —). 

In den Amtsblättern der Regierungen Düſſeldorf (Nr. 43 S. 259), Köln (Nr. 43 S. 257), Koblenz 
(Nr. 45 S. 179), Wiesbaden (Nr. 43 S. 141) ſowie im Amtsblatt für den Stadtkreis Frankfurt a. M. 
(Nr. 43 S. 147) — ſämtlich Jahrgang 1931 — iſt eine Polizeiverordnung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 1. Oktober 1931, betr. Abänderung der Rheinſchiffahrtspolizeiordnung vom 1. Januar 
1913, verkündet, die mit dem 1. Oktober 1931 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 30. November 1931. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Oktober 1931 
über die Genehmigung von Nachträgen zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur— 
und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts und zur Satzung der Kur- und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 49 S. 271, ausgegeben am 21. November 1931; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Oktober 1931 
über die Genehmigung eines Nachtrags zur Satzung der Zentral-Landſchaftsbank für die 
Preußiſchen Staaten 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 46 S. 249, ausgegeben am 31. Oktober 1931; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Oktober 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas-Aktiengeſellſchaft in Eſſen für 
den Bau einer Ferngasverbindungsleitung von Krefeld-Fiſcheln nach Lintfort mit Stich— 
leitungen zur Gasanſtalt in Mörs und zur Zeche Rheinpreußen in Repelen-Baerl 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 47 S. 289, ausgegeben am 21. November 1931; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. November 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗-Aktiengeſellſchaft in Eſſen für 
den Bau einer Ferngasverbindungsleitung von Berghauſen nach Hardt nebſt Stichleitung 
nach Immigrath 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 48 S. 291, ausgegeben am 28. November 1931; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. November 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Beurig für den Bau eines 
Weinbergwegs „in der Fröhn“ 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 47 S. 149, ausgegeben am 21. November 1931. 
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